
198 Neue Justiz 5/90

EWG-Vertrag*, aus den Absätzen 2 und 3 des „Protokolls 
über den innerdeutschen Handel und die damit zusammen­
hängenden Fragen“ vom 25. März 1957 sowie aus Art. 30 
Abs. 2 lit а der Einheitlichen Europäischen Akte vom 28. Fe­
bruar 1986.

Gemäß Art. 5 EWG-Vertrag haben die Mitgliedstaaten 
alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner öder besonderer Art 
zur Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus dem EWG- 
Vertrag oder aus Handlungen der Organe der Gemeinschaft 
ergeben, zu treffen und die Erfüllung ihrer Aufgaben zu er­
leichtern. Sie haben zudem alle Maßnahmen zu unterlassen, 
welche die Verwirklichung der Ziele des EWG-Vertrages ge­
fährden könnten. Diese sehr allgemein gehaltenen Pflichten 
der Mitgliedstaaten der EG sind vor der Zielsetzung der Ge­
meinschaft, wie sie in Art. 2, 3 und 130 а EWG-Vertrag sta­
tuiert ist, zu sehen. So verpflichten sich nach Art. 3 lit. f EWG- 
Vertrag die Mitgliedstaaten, ein System, das den Wettbewerb 
innerhalb des Gemeinsamen Marktes vor Verfälschungen 
schützt, zu errichten. Nach lit. h dieser Vorschrift ist die An­
gleichung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften, soweit dies 
für das ordnungsmäßige Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes erforderlich ist, geboten. Der hier in Bezug genom­
mene „Gemeinsame Markt“ ist seit Änderung des EWG- 
Vertrages durch die Einheitliche Europäische Akte gemäß dem 
neuen Art. 8 а EWG-Vertrag nunmehr als „Europäischer Bin­
nenmarkt“ zu begreifen, ein Raum ohne Binnengrenzen, in 
dem der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistun­
gen und Kapital gewährleistet sein soll.

Gemäß Art. 130 а EWG-Vertrag ist die Stärkung des wirt­
schaftlichen und sozialen Zusammenhalts der Gemeinschaft 
zu fördern, um eine harmonische .Entwicklung der Gemein­
schaft als Ganzes zu fördern. Dabei soll insbesondere das Ziel 
verfolgt werden, den Abstand zwischen den verschiedenen 
Regionen und den Rückstand der am wenigsten begünstigten 
Gebiete zu verringern. Nach dem 1. Kapitel von Titel II. des 
Dritten Teils des EWG-Vertrages, in dem die Zusammenarbeit 
in der Wirtschafts- und Währungspolitik (Wirtschafts- und 
Währungsunion) geregelt ist, haben die Mitgliedstaaten in der 
Weise zusammenzuarbeiten, daß die Konvergenz der Wirt- 
schäfts- und Währungspolitiken zu sichern ist. Diese Ver­
pflichtung der Mitgliedstaaten aus Art. 102 а EWG-Vertrag ist 
das juristische Fundament für die geplante Währungsunion 
der EG. Konkretisiert werden die währungspolitischen Ko­
operationspflichten in Art. 105 ff. EWG-Vertrag.

Änderungen der Europäischen Verträge — Vertrag über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (Montanunion-Vertrag von 1951), Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom-Vertrag von 
1957), Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft (EWG-Vertrag von 1957) — werden durch die 
Herstellung der staatlichen Einheit Deutschlands nicht erfor­
derlich, Denn wird nach Art. 23 Satz 2 GG vorgegangen, bleibt 
die BRD völkerrechtlich erhalten. Der; neue deutsche Bundes­
staat ist unter europarechtlichem Aspekt mit der BRD iden­
tisch. Lediglich die Bestimmungen des Protokolls über den 
innerdeutschen Handel werden berührt. Anpassungen des auf 
der Grundlage der Europäischen Verträge erlassenen Rechts 
(EG-Sekundärrecht), werden aber notwendig sein, insbeson­
dere um den Problemen der Ubergangsphase Rechnung zu 
tragen. So können etwa Vorschriften der Transformations­
phase, die eine allmähliche Anpassung der DDR-Wirtschaft 
an marktwirtschaftliche Grundsätze vorsehen, gegen Art. 30 
EWG-Vertrag als „Maßnahmen gleicher Wirkung wie mengen­
mäßige Beschränkungen“ verstoßen.

Auch in der Übergangsphase muß das auf dem Territorium 
der DDR und Ost-Berlins geltende Recht grundsätzlich mit 
EG-Recht vereinbar sein, sofern nicht eine Ausnahme aus­
drücklich seitens der EG anerkannt wird. Zudem sind Ab­

weichungen nur zeitlich befristet möglich. Sie entsprechen 
dann Übergangsregelungen, die neue Mitgliedstaäten in den 
Beitrittsverhandlungen mit der EG zu vereinbaren pflegen.

Für den gesamten Rechtsangleichungsprozeß gilt der 
Grundsatz der Gemeinschaftstreue mit der Konsequenz, daß 
auch das in der Übergangsphase anwendbare Recht nur dort 
vom EG-Recht abweichen darf, wo dies zwingend geboten 
erscheint. Ein Beispiel wird die Anwendung der vierten und

siebenten gesellschaftsrechtlichen Richtlinien über die Unter­
nehmensrechnungslegung sein, weil hier unüberwindbare 
Schwierigkeiten bei einer sofortigen Umstellung auf das sehr 
komplexe Rechnungslegungsrecht für Kapitalgesellschaften zu 
erwarten sein werden. Dieses Beispiel zeigt, daß der Einfluß 
des europäischen Rechts auf das Recht der Transformations­
phase je nach Regelungsmaterie unterschiedlich zu beurtei­
len sein wird.

Auf folgende relevante Materien des Wirtschaftsrechts — 
einschließlich solcher zivilrechtlicher Regelungsbereiche, die 
wirtschaftsrechtlich unmittelbar relevant sind — soll hier im 
einzelnen eingegangen werden:

1. Gewährleistung einer Eigentumsordnung, in der Privat­
eigentum an allen Arten und Formen von Produktionsmit­
teln — auch des Grund und Bodens — gewährleistet ist, ein­
schließlich der Möglichkeit, Grundpfaridrechte und Mobiliar­
sicherheiten zu bestellen.

2. Herstellung eines funktionsfähigen Vertragsrechts, das 
insbesondere die Vertragsfreiheit sicherstellt und ein einfaches 
System der Mängelgewährleistung zur Verfügung stellt.

3. Schaffung eines modernen Unternehmens- und Gesell­
schaftsrechts, das Flexibilität der Gesellschaftsformen für 
kleine und mittlere Unternehmen gewährleistet, größeren Un­
ternehmen den Zugang zum Kapitalmarkt eröffnet und eine 
Grundlage für die Unternehmensrechnungslegung zur Ver­
fügung stellt. ,

4. Schaffung eines Wettbewerbs- und Kartellrechts, das 
dem Niveau westlicher Industriestaaten entspricht.

5. Schaffung eines Insolvenzrechts, das eine geregelte Li­
quidation nichtleistungsfähiger Unternehmen sowie eine Re­
organisation solcher Unternehmen gewährleistet, deren Lei­
stungsfähigkeit wiederhergestellt werden kann.

6. Schaffung eines Wertpapierrechts, das die Grundlage 
für das Funktionieren des Kapitalmairkts bildet.

7. Schaffung eines Bank- und Kapitalmarktrechts als Ba­
sis für den Kredit- und Zahlungsverkehr sowie für das Funk­
tionieren des Kapitalmarktes,

8. Schaffung eines Immaterialgüterrechts, das auch in der 
DDR dem Schutzniveau westlicher Industrienationen ent-- 
spricht.

Regelungsvorschläge

Für die genannten Rechtsmaterien sind teilweise schnelle Re­
gelungen erforderlich, auch wenn es sich hier nur umf vor­
läufige oder Teilregelungen handelt. Bei anderen Normkom­
plexen sind mittelfristige Lösungen anzustreben, die bis zur 
Vollendung der Rechtseinheit in Kraft bleiben; bei wieder 
anderen Materien sind Lösungen zu entwickeln, die auch für 
das spätere Recht des Bundesstaates Deutschland Vorbild­
charakter haben können.

Zu unterscheiden ist zwischen solchen Regelungen, die von 
Gesetzgebungskörperschaften der DDR vor der Herstellung der 
staatlichen Einheit geschaffen werden, und solchen, die nach 
diesem Schritt, aber vor Erreichung der Rechtseinheit zu ver­
abschieden sind. Die erste Klasse von Regelungen umfaßt die­
jenigen, die für die Wirtschaftsgemeinschaft und Währungs­
union unabdingbar sind. Für die zweite Klasse von Regelun­
gen ist eine eigene verfassungsmäßige Grundlage zu schaf­
fen. Sofern nämlich die deutsche Einheit über den Weg des 
Art. 23 Satz 2 GG realisiert wird, ist es leicht vorstellbar, daß 
die für das Territorium der ehemaligen DDR und Ost-Berlins 
geltenden Vorschriften sich nicht im Rahmen der grundge­
setzlich vorgesehenen Gesetzgebungskompetenzen halten, die 
den Bundesländern zukommen.

Zur Eigentumsordnung

Der EWG-Vertrag läßt gemäß Art. 222 die Eigentumsordnung 
in den Mitgliedstaaten unberührt. Aus diesem Grunde ist das 
Ausmaß direkten oder indirekten staatlichen Einflusses auf 
die Wirtschaft über das staatliche Eigentum an Produktions­
mitteln in den Mitgliedstaaten recht unterschiedlich. Auch

* Abgedruckt in: Europäische Gemeinschaften (Dokumente), Ber­
lin 1988, S. 14 ff.

D. Red.


